
1641 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates XIII. GP 

Bericht 

des Verfassungsausschusses 

über den Antrag der Abgeordneten Probst, 
RQbert Weisz,. Dr. Koren, Peter, Doktor 
Broesigke, Dr. Fiedler, Dr. Heinz Fischer, 
Dr. Gruber und Genossen betreffend den 
Entwurf eines Bundesverfassungsgesetzes, 
mit dem das Bundes-Verfassungs gesetz in 
der Fassung von 1929 geändert wird (155/ A) 

(11-4230 der Beilagen) 

Durch die im gegenständlichen Initiativantrag 
vorgeschlagenen Änderungen des Bundes-Verfas­
sungsgesetzes inder Fassung von 1929 soll die 
verfassungsgesetzliche Grundlage für Regelungen 
geschaffen werden, die im Entwurf eines Bundes­
gesetzes über die Geschäftsordnung des National­
rates (Geschäftsordnungsgesetz 1975) vorgesehen 
sind. . 

Der Verfassungs ausschuß hat den vorliegenden 
Initiativantrag am 4. Juni 1975 in Verhandlung 
gezogen. Nach einer Debatte, in der die Abge­
ordneten Dr. Kohlmaier, Dr. Koren, 
Dr. Er mac 0 r a, Dr. B r 0 e s i gk e und 
Dr. Heinz Fis ehe r das Wort ergriffen, hat 
der Ausschuß einstimmig beschlossen, dem 
Hohen Hause die Annahme des Gesetzent­
wurfes in der von den Abgeordneten Doktor 
Kor e n, Dr. B r 0 e s i g k e und Dr. Heinz 
Fis ehe r vorgeschlagenen Fassung zu empfeh­
len. 

Zu den einzelnen Bestimmungen ist zu bemer­
ken: 

Zu Art. I Z. 1 (Art. 28 Abs.l, 2,5 und 6 B-VG): 

Anstelle zweier ordentlicher Tagungen des 
Nationalrates - einer Herbst- und einer Früh­
jahrstagung - soll eine ordentliche Tagung, 
zwischen dem 15. September und dem 15. Juli 
des Folgejahres, treten. Durch diese Regelung soll 
den tatsächlichen Bedürfnissen parlamentarischer 
Arbeit, denenzufolge seit Jahren zwischen dem 
Ende der Herbsttagung und dem Beginn der 

Frühjahrstagung kaum mehr als einige Tage 
liegen, entsprochen werden. 

Durch die Neufassung der Abs. 2 und 5 des 
Art. 28 B-VG wird sowohl die Verpflichtung des 
Bundespräsidenten, über Verlangen d~r Bundes­
regierung oder mindestens eines Drittels der Mit­
glieder des Nationalrates oder des Bundesrates 
den Nationalrat zu einer außerordentlichen 
Tagung, als auch die Verpflichtung des Präsiden­
ten des Nationalrates, über Verlangen eines Vier­
tels der Mitglieder des Nationalrates oder der 
Bundesregierung eine Sitzung des Nationalrates 
einzuberufen, präziser formuliert. 

Der neu eingefügte Abs. 6 stellt eine verfas­
sungsgesetzliche Verankerung der schon bisher 
geltenden Bestimmungen des Geschäftsordnungs­
gesetzes des Nati~nalrates über die Vorgangs­
weise im Falle der Verhinderung aller drei 
Präsidenten dar. Ohne eine solche verfassungs­
gesetzliche Verankerung könnten sich nämlich 
Zweifel ergeben, ob die Bestimmung der Ge­
schäftsordnung, daß im Falle der Verhinderung 
der gewählten Präsidenten der an Jahren älteste 
Abgeordnete den Nationalrat einzuberufen· hat; 
auch in der tagungsfreien Zeit anzuwenden ist. 
Gleichzeitig sollen auch die vorgeschlagenen Be­
stimmungen des Geschäftsordnungsgesetzes über 
die Einberufung des Nationalrates für den Fall 
der Erledigung der Ämter der Präsidenten des 
Nationalrates eine verfassungsgesetzliche Grund­
lage erhalten. 

Zu Art. I Z. 2 (Art. 31 B-VG): 

Die geltende Fassung des Art. 31 B-VG nimmt 
nicht auf den Umstand Bedacht, daß nicht nur 
verfassungsgesetzliche Bestimmungen, sondern 
darüber hinaus in einzelnen Fällen a.uch Bestim­
mungen des Geschäftsordnungsgesetzes des 
Nationalrates für bestimmte Beschlüsse abwei­
chende Quoren vorsehen. Diesem Umstand 
soll durch die vorgeschlagene Neufassung 
Rechnung getragen werden. 
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2 1641 der ißei,l:1lgen 

Zu Art. I Z. 4 (Art. 55 B-VG): 

Im Art. 55 Abs. 1 Süll durch die Einfügung 
einer Bestimmung eine verfassungsgesetzliche 
Grundlage für bereits bestehende einfachgesetz­
liche Regelungen geschaffen werden, wünach dem 
Hauptausschuß durch die Bundesregierung .oder 
einen Bundesminister Berichte zu erstatten sind. 

Art. 55 Abs. 2 in der geltenden Fassung be­
stimmt, daß die Mitglieder und Ersatzmitglieder 
des ständigen Unterausschusses des Hauptaus­
schusses ihren Wühnsitz am Sitz des Natiünal­
rates haben müssen. Diese gesetzliche Bestimmung 
erscheint überhült und Süll aus diesem Grund 
entfallen. 

Zu Art. I Z. 5 (Art. 70 Abs. 3 B-VG): 

Die Neufassung dient in ähnlicher Weise wie 
die des Art. 28 Abs. 2 der Präzisierung der Ver­
pflichtung des Bundespräsidenten, den Natiünal­
rat dann zu einer außerürdentlichen Tagung 
einzuberufen, wenn er in der tagungsfreien Zeit 
eine neue Bundesregierung bestellt. 

Zu Art. I Z. 6 (Art. 75 B-VG): 

Durch die Vürgeschlagene Fassung Süll klar­
gestellt werden, daß sich - abgesehen vüm Fall 
der Betrauung eines Bundesministers üdereines 
höheren Beamten mit der Vertretung gemäß 
Art. 73 B-VG - ein Bundesminister mit Rück-· 
sicht auf die Bestimmungen des Art. 78 Abs. 2 
B-VG bei parlamentarischen Verhandlungen 
lediglich durch einen ihm beigegebenen Staats­
sekretär vertreten lassen kann .. 

Weiters wird vürgeschlagen, auch die im 
Geschäftsürdnungsgesetz vürgesehenen U nteraus­
schüsse der Ausschüsse des Natiünalrates im 
Art. 75 B-VG ausdrücklich zu erwähnen. 

Mit Rüd~sicht darauf, daß die besünderen Be­
stimmungen über die Verhandlungen des Haupt­
ausschusses im Geschäftsürdnungsgesetz entfallen 
Süllen, ist die Regelung, wünach die Mitglieder 
der Bundesregierung an bestimmten Beratungen 
des Hauptausschusses nur auf besündere Einla­
dung teilzunehmen berechtigt sind, hinfällig. 

Hingegen Süll die Teilnahme vün Mitgliedern 
der Bundesregierung bzw. vün Staatssekretären 
an Verhandlungen des ständigen Unter ausschusses 
des Hauptausschusses und der Untersuchungsaus­
schüsse eine besündere Einladung zur Vüraus­
setzung haben. 

Im Art. 75 sÜ'll ferner neben der grundJsätz­
lichen Festlegung ,des Rechtes .der Mitglieder der 
Bundesregierung und der Staatssekretäre, bei par­
lamentarischen Verhandlungen auf ihr Verlangen 
jedesmal gehört zu werden, bestimmt' werden, 
daß die nähere Regelung dieses Rechtes im Bun­
desgesetz über die Geschäftsürdnung' des Natiü-

nalrates bzw. in der Geschäftsürdnung des Bun­
desrates zu treffen ist. 

Schließlich bedürfen die in Aussicht genümme­
nen Bestimmungen des § 40 Geschäftsürdnungs­
gesetz, wünach die Ausschüsse bzw. Unteraus­
schüsse das Recht haben, durch den Präsidenten 
des Natiünalrates die Mitglieder der Bundesregie­
rung um die Einleitung vün Erhebungen zu er­
suchen, einer verfassungsgesetzlichen Grundlage, 
die durch Anfügung einer entsprechenden Bestim­
mung im Art. 75 B-VG geschaffen werden süll. 

Zu Art. I Z. 7 (Art. 123 a B-VG): 

Durch diese Bestimmungen sollen - in Hin­
blick auf eine parlamentarische Praxis, wünach 
der Präsident und der Vizepräsident ,des Rech­
nungshüfes jeweils eingeladen werden, an Ver­
handlungen ü:ber vüm Rechnungshüf ersteJ.1te 
Vürlagen und an ,den Ausschußverhandlungen 
über die den Rechnungshüf betreffenden Kapitel 
des Bundesfinanzgesetzentwurfes teilzunehmen­
dem Präsidenten des Rechnungshüfes in bezug 
auf Verhandlungen des Natiünalrates, seiner Aus­
schüsse und deren Unterausschüsse Üiberdie ge­
nannten Vürlagen die gleichen Rechte eingeräumt 
werden wie den Mitgliedern der Bundesregierung. 

Zu Art. I Z. 8 (Art. 124 Abs. 1 B-VG): 

Nach der geltenden Rechtslage wird der Präsi­
dent des Rechnungshüfes im Falle seiner Verhin­
derung üder im Falle der Erledigung seines Amtes 
vüm Vizepräsidenten und dieser unter den glei­
chen Vüraussetzungen vüm rangältesten Beamten 
,des Rechn'Ungshüfes vertreten. 

Mit Rücksicht auf ,die im Art. 123 a vürge­
sehenen Rechte des Präsidenten des Rechnungs­
hüfes !bei parlamentarischen Verhandlungen 
(siehe Art. I Z. 7) Süll dem Geschäftsürdnungs­
gesetzgeber die Möglichkeit eingeräumt wel1den, 
die Stellvertretung des Präsidenten des Rech­
nungshüfes im Natiünalrat abweichend vün den 
allgemeinen Bestimmungen des Art. 124 Abs.l 
B-VG über die Vertretung des Präsidenten des 
Rechnungshofes zu regeln. 

Zu Art. I Z. 9 (Art. 126 b Abs. 4 B-VG): 

Durch .die vürgeschlagene Fassung süll .die ver­
fassungsgesetzliche Grundlage für Regelungen im 
Rahmen des Geschäftsürdnungsgesetzes geschaffen 
werden, nach denen über Verlangen einer quali­
fizierten Minderheit von Mitgliedern ·de~ Natiü­
nalrates der Rechnungshof besündere Akte der 
Gebarungsüberprüfun:g ,durchzuführen hat. Mit 
Rücksicht auf die vel1fassungsgesetzliche Ver­
ankerung ,dieser Minderheitsrechte Süll gleich­
zeitig aus ~ystematischen Gründen das Recht des 
Natiünalrates, den Rechruungshüf mit der Durch­
führung besonderer Akte der Gebarungsüber­
prüfung zu !beauftragen, das bisher in Hin:blick 
auf die Stellung des Rechnun1gshüfes gegeniiber 
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dem Nationalrat (Art. 122 Abs. 1 B-VG) nur im 
Rechnungshofgesetz 1948 geregelt war, auch im 
Bundes-Verfassungsgesetz festgelegt werden. 

3 

Zustellung des Erkenntnisses des Verfassungs­
gerichtshofes an den Vorsitzenden des Ibetreff·en­
den Vertretungskörpers, folgenden Tag dien Be­
ratungen ·dieses Vertretungskörpers fernzubleiben 

Zu Art. I Z. 10 (Art. 126 d B-VG): haben. 

Nach der geltenden Rechtslage hat der Rech- In Hinblick auf die derzeit geltende National-
h f b rats-Wahlordnung, die jeweils ein ganzes Bundes-

nungs 0 Üi er seine Tätigkeit jährlich spätestens 
bis zur ersten Sitzung ,der Herlbsttagung dem land als Wah~kreis vorsieht, könnte die allfällige 
Nationalrat Bericht zu erstatten. Da nunmehr Aufhebung einer Wahl auch nur für einen Wahl-
anstelle de H b t cl F 

"h' h . kreis die Arbeitsfähigkeit des Nationalrates be-
r er s - un· ru Ja r,stagung elITe 

jährliche ordentliche Tagung der. Nationalrates einträchtigen. 
treten soll, ,die nicht vor .dem 15. September be- Nach der vorgeschlagenen Fassung des Art. 
ginnen und nicht länger als bis zum 15. Juli des 141 Abs. 2 'S'01l daher im Falle einer Wieder­
fofgenden Jahres dauern soll, mußte die gegen- holung ·der WahL zum Nationalrat oder zu einem 
ständEche Bestimmung der vorgeschlagenen Neu- Lan'<ltagdas Mandat der betroffenen Mitglieder 
regelung angepaßt werden. Aus Zweckmäßigkeits_dieses Vertretungskörpers trotz der erfolgreichen 
gründen wird vorgeschlagen, als Endtermin für Wahlanfechtung unberührt bleiben, und zwar 
die Vorlage des Tätigkeitslberichtes des Rech- bis zu dem Zeitpunkt, in ,dem der neugewählte 
nungshofes an ,den Nationalrat .den 15. Oktober Abgeordnete das, Mandat ubern!immt. 
vorzusehen. Analog .der Regelung ,des Art. 29 Abs. 1 B-VG 

Im Art. 126 d Abs. 2B-VG ist derzeit be­
sdmmt,daß der zuständige Auss·chuß des Natio­
nalrates die Verhandlung jedes Rechnungshof­
berichtes binnen sechs Wochen ,durchzuführen 
. hat. Da sich diese Frist in der parlamentarischen 
Praxis als nicht angemessen erwiesen hat, soll 
sie auf Verfassungsebene ersatzlos gestrichen und 
dafür im Rahmen des Geschäftsordnungsgesetzes 
eine entsprechende Regelung getroffen werden. 

Zu Art. I Z. 11 (Art. 141 Abs. 2 B-VG): 

In Ausführung der Bestimmungen des Art. 
141 B-VG ü:ber die Zuständigkeit des Ver­
fassungsgerichtshofes als Wahlgerichtshof senen 
die geltenden Bestimmungen des, § 70 Abs. 5 Ver­
fas'Sungsgerichtshofgesetz 1953 vor, ,daß für den 
Fall einer erfolgreichen Wahlanfechtung vor dem 
Verfassungsgerichtshof jene Personen, deren 
Wahl durch das Erkenntnis aIs aufgehOlben oder 
als nichtig erklärt anzusehen ist, von dem der 

Blecha 
Berichterstatter 

soll die Wiederholungswah1 innerhalb von 100 
Tagen erfolgen, wobei diese FdSlt mit der Zu­
stellung des Erkenntnisses des Verfassungs­
gerichtshofes zu hufen beginnt. Das Erfordernis 
der Zustellung undJ ,die Fra'ge, wem zuzustellen 
ist, ist bereits im § 70 Albs. 5 Verfassungsgeridits­
hofges,etz 1953 geregelt. 

Durch den Ausdruck "Wiederholungswahl" 
soll klargestellt werden,.daß auch bei gänzlicher 
Wieder'holung einer Wahl keine neue Gesetz~ 
gebungsperiodedes so neugewählten Vertretungs­
körpers beginnt. 

Der Verfassungsausschuß stellt somit. den A ri­
t rag, der Nationalrat wolle dem an g e­
s chi 0 s sen enG e set zen t w u r f die ver­
fassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Wien, am 4. Juni 1975 

Thalhammer 
Obmann. 

). 
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'j. 

Bundesverfassungsgesetz vom XXXX 
XXXXXXXXX, mit dem. das Bundes-Ver­
fassungsgesetz in der Fassung von 1929 ge­

ändert wird 

Der Na'ciona1r3lt hat bes,chI~en: 

Artikel I 

Das Bundes-Verfas:sungsges1etz in der Fassung 
von 1929 w,vrd geände1'1t wie folgt: 

1. Art. 28 Abs. 1, Abs. 2, Abs. 5 und Abs. 6 
haben zu lauten: 

N3JtiOillalmlles Sonderbe~cimmun,gen über die Ein­
berufung des N :l'tionalrates zu tl1effen." 

2 . .A!rt. 31 hat zu lauten: 

"Artikel 31. Zu emem B.eschluß des NatiJonal­
raJlles ~SIt, &OW1~t !in d~esem Gesetz nicht an,deres 
besoimmt 0001' im Bundesg,esetz über die Ge­
schäfllSorooung des Nationalr3lteS für einzelne An­
gelegenheirten nicht a:nder.es fes1tgdegt ist, die 
Anw,esenheit von mindestens ,einlern DrrtJtel der 
MrtgEeder und dIDe unbedingte Mehrheit der ab­
gegebenen Scimmen,erforderlich." 

3. Art. 53 hat zu lauten: 

N~~~~nalr~erin ~::e,!:sPJ:~;e:: e~:~f~rd::t~ "Artikel 53. (1) Der NationaJlrat kann dw-ch 
Beschi uß Untersuch ungsa uslsch üs'se ,~ns,etzen. 

lichen Tagung ein, d~e I!lJicht vor dem 15. Septem-
ber ,beginnen 'llInd nicht länger als bis zum 15. Juli (2) Dve nähere Regelung hinsichtlich der Em-
des foLg,enden J:l;hres währen soll. setzung und des Verfahrens von Untersuchungs­

au&schüsSlen wird durch das Bundesg,esletz über 
(2) Der Bundespräsident kann den National- diJe Geschäftsordnung des N:l'tLOInalra1les ß,etrof­

rat auch zu außerordentlichen Tagungen einbe- fen. 
rufen. Wenn es die Bundesregierung oder min- (3) Die Gerichte und alle a:nderen B,ehör,den 
destens ein Drittel der Mitglieder des National- sind v.erpflichtet, dem Ersuchen dieser Ausschüsse 
rates oder der Bundesrat verlangt, ist der Bun- um BeWleVslerhebungen Folge zu Leisllen; alle 
despräsident verpflichtet, den Nationalrat zu einer öff.entlichen Ämter halben auf Verlangen ihr,e 
außerordentlichen Tagung einzuberufen, und Akten vorzulegen." 

" zwar so, daß der Nationalrat spätestens binnen 
zwei Wochen nach Eintreffen des Verlangens beim 4. Art. 55 hat zu laullen: 
Bundespräsidenten zusammentritt. Zur Ein- "Artikel 55. (1) Der Nationalrat wählt aus 
berufung einer außerordentlichen Tagung auf An- seiner MiJtite nach dem GrundSl:l'tz der Verhäiltnis­
trag von Mitgliedern des Nationalrates oder auf wahl den Hauptaussehuß; durch Bundesgesetz 
Antrag des Bundesrates ist ein Vorschlag der kann fei>tgesetzt w,erden, .daß bestimmte Verord­
Bundesregierung nicht erforderlich. nungen der Bundesl1eglDerung oder em,es Bundes-

(5) Innerhalb cin!er Tagung beruft der Präsident milnisters des Einv,el1J11ehmens mirt dem Hauptaus­
des N3Itional:rates die einzelnen Sitzun~en ein. schuß bedürfen sowie daß dem Hauptausschuß 
W.enn ~tmerhalb einer Tagung we~ens ein· von seiten der Bundesregierung oder eines Bun­
V~entiel der M~tgl~eder des Natlionalrates oder die desmws'\lel1sB!erichtle zu erstaltten ®ind. Der 
Bundesregierung ,es verlangt, Lst der Präsid.ant HauptauSISchuß i~t auch außerhalb der Tagungen 
verpflichtet, eine Svtzungeinzuberuf,en; und zwar des Na,tionaLralle5 (Artikel 28) dnzu'beruf'en, wenn 
so, daß der Na1tionalrat späitestJens b~IlInen fünf ~ich rue Notwendigkeit hi,ezu ,ergibt. 
Tagen nach Eifillll1effen ,des Verlangens beim Präsd- (2) Der Ha'Uptausschuß wählt aus seiner Mitlre 
denten zusammentmllt. einen ständigen Unter3lUS5chuß, dem ,die in diesletU 

(6) Für den FaLL, daß diegewähl1len Präsiidenten Gesetz vorgesehenen BefugooSie obliegen. Die 
des N3!tianaLra<tes andrer AlliSübung m'r,es Amtes Wahl erfolgt nach dem Grundsatz der V,erhält­
Vlerrnndert oder deren Ämter erledigt sind, hat niswahl; bei Bedachtlnahme ·auf ·ruesren Grunds3ltz 
das Bundesgesretz über die Geschäftsor,dnung des muß Jedoch dem Un;llerausschuß millldestens dn 
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Mitglied j,eder im Hauptausschuß vel1ür,etenen Par­
tei angehören. Das Bundesg,esetz über dve Ge­
schäftsordnung des Na:tionalrates h3Jt Vorsorge 
zu treffen, daß der ständige Unterausschuß j,eder­
zeit ,einheruf,en weT{ten und zus,ammentl1eten 
kann. W~rd der Nati,onalrat nach A1'1tikel 29 
Ab~atz 1 vom Bundespris>~del1J\)en aJ\lf~elöst, so 
obl,regt dem ständigen Unterausschuß die MiIt­
wirkung an der Vollz,iehlmg, ,eLLe nach dies,em 
Gesetz sOln~t dem NanionaJlrat (Hauptausschuß) 
zusteht.« 

5. Art. 70 Abs. 3 hat zu lauten: 

,,(3) Wird vom Bundespräsidenten eine neue 
Bundesregierung zu einer Zeit bestellt, in welcher 
der Nationalratl,nicht tagt, so hat er den Natio­
nalrat zum Zweck der Vorstellung der neuen 
Bundesregierung zu einer außerordentlichen 
Tagung (Artikel 28 Absatz 2) einzuberufen, und 
zwar so, daß der Nationalrat binnen einer Woche 
zusammentritt. " 

6. Art. 75 hat zu lauten: 

"Artik~l 7? Die MitgLieeLer der Bundesrlegie­
rung SOWIe dIe Staatssekretäre sind berechtigt, an 
allen Verhandlungen des Nationalrates, des Bun­
desrates und der Bundesversammlung sowie der 
Ausschüsse (Unterausschüsse) dieser Vertretungs­
körper teilzunehmen, jedoch an Verhandlungen 
des ständigen Unterausschusses des Hauptaus­
schusses und der Untersuchungsausschüsse des Na­
tionalrates nur auf besondere Einladung. Sie 
haben nach den näheren Bestimmungen des Bun­
desgesetzes über die Geschäftsordnung des Natio­
nalrates sowie der Geschäftsordnung des Bundes­
rates das Recht, auf ihr Verlangen jedesmal ge­
hört zu werden. Der Nationalrat, der Bundesrat 
und die Bundesversammlung sowie deren Au~­
schüsse (Unterausschüsse) können die Anwesen­
heit der Mitglieder der Bundesregierung verlan­
gen und diese um die Einleitung von Erhebungen 
ersuchen. " 

7. Nach Art. 123 ist ein neuer Art. 123 a mit 
foLgendem Wortlaut einzufügen: 

"Artikel 123 a. (1) Der Pdsident und der 
Vizeprä~ident des Rechnungshofes~ind berech­
tigt, an den V!erhandlung,en üher d~e B'ercichte 
des Rechnungshof,es, die Bundesrechnungsab­
schlü'ss,e und eLte den Rechnungshof hetl1eff,enden 
~apitel ?es El1Jtwurf.es des Bundesfinanzgesetzes 
1m Natuonalnt sowie in sein1en AussChüssen 

, (Ul1Jtel"ausschüss'en) <teilzul1Jehmen. 
(2) Der Präsident des Rechnungshofies hat nach 

den näheren Bestimmungen ,des BundesgesetZleS 
überdi,e Geschäftsordnung eLes Nationalrates das 
Recht, auf sein Verlangen in den Verhandlungen 
zu den lin Absatz 1 angeführten Gegenmän,den 
jedesmal gehöC1t zu wCll"den." 

8. Art. 124 Abs. 1 hat zu lauten: 

,,(1) Der Präsident des R1echnungshofes wird 
im Falle seiner Verhinderung vom Vlizeprä&iden-

ten und, wenn auch d~eser v,erhinool1t tist, von 
dem ra:ngältJeS>ten Beamten ,des Rechnungshofes 
V1ertl"eten. D~es gilt auch, Wlenn das Amt des 
Präsidenten ,e1"ledigt ist. Die Stellver<tretung des 
Präsidel1Jten des Rechnungshofes~ Nationalrat 
wird durch das Bundesg,esetz ülber ooe Geschäfts­
ordnung eLes Na.tJionalr3ites bestimmt." 

9. Art. 126 b Abs. 4 hat zu lauten: 

,,(4) Der Rechn,ungshof hat auf Bleschluß des 
NationaIrates eeLer auf VerlaIl@en von Mitglie­
dern des Naniona1rates in s'e1nen WI~l1kungsber,eich 
fallende besondel"e Akte der Gebarungsüberprü­
fung durchzufüh1"en. Die nähere Regelung wird 
durch das B\lII1desg,esetz über die Geschäftso.rd­
nung des Nationalr3Jtes getroffen. Desgleichen hat 
der Rechnungshof auf begründetes Erwmen der 
Bundesregierung oder ,eIDes Bundesministel1S 
solch1e Akte durchzuführen und da's Er~ebl1Ji:s der 
ersuchenden StelLe mitzuteiLen." 

10. Art. 126 d hat zu lauten: 

"Artikel 126 d. (1) Der Rechnungshof ,ersta'ttet 
dem N aitionalrat über seine T~tigkei.t ün voraus­
gegangenen Jahr spänestens bis 15. Oktober Jeden 
Jahres Bericht. überdies kann der Rlechnungshof 
über ,e~nzelne Wahrnehmun'gen jederZJei:t unter 
allfälligier AntragsteIlung an den Nationalrat be­
rich,ten. Der Rechnungshof hatt Jeden Bericht 
gleichzeitig ITII~t der Vorlag1e an den Na:tionawat 
dem BundeskanzLer mrtzUJ1leiLen. Der J ahrestä,tig­
keiltsberticht des Rechnungsho~es ist zu veröffent­
lichen; eine V,eröff,ent1ichung seines Inhaltes darf 
jedoch nlicht vor B1eginn der Beratung im Natio­
nallrat erfolgen. 

(2) Für die V,erhandlungeLer Berichte des R,ech­
nungshofes Wlj,rd im Nattionalrat eim. ständiger 
Ausschuß cingesetzt. B,ei der Eil1J61etzung ist der 
Grundsatz der Verhältniswahl einzuhalten.« 

11. In Art. 141 ist ein neuer Abs. 2 mit folgen­
dem Wortlaut einzufügen: 

,,(2) WiJl"deiner Anf1echtung gemäß Abs,3Itz 1 
lÜ!t. a sltaitltg1egeben unddadu:rch dre itJeilWieise oder 
gänzliche WieeLerholung der Wahl des National­
rates oder eines Landtages erforderLich, so verlie­
ren die betroffenen MitgL~eder d~eses Vertretungs­
körpers 1hr Mandat .im Zeittpunkt der übennahme 
desselben durch jene Mitglieder, die bei der in­
nerhalb von 100 Tagen nach der Zustellung des 
Erkenntnisses des Verfassungsgerichtshofes durch­
zuführenden Wiederholungswahl gewählt wur­
den." 

Der bishel1ige Abs. 2 erhält die Bezeichnung 
Abs.3. 

Artikel 11 
(1) Dreses BUI11desv,erfaSiSUIngsgesetz tritt mit 

1. Oktober 1975 ,in Kraf.t. 

(2) M11t der Vollzi1ehu.n:g d~eses Bundesverfas­
sungsgesetzes ist di1e Bundesr,egi;erung betralllt. 
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